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Anfrage AfD betr. Katholische Schulen im Bezirk Harburg II

Sachverhalt: 
Aus der leider nicht vollständig beantworteten Anfrage zur Drucksache 20-3487 besteht weiterer Klä-
rungsbedarf. 

Bitte berücksichtigen Sie folgende Begriffsbestimmungen. Mit „Katholische Kirche“ ist nachfolgend zu-
sammenfassend gemeint: Erzbistum/Katholischer Schulverband Hamburg/Verband der Römisch-Katholi-
schen Kirchengemeinden. Wenn von der Freien und Hansestadt (FHH) die Rede ist, dann sind gemeint: 
FHH sowie von der FHH kontrollierte Gesellschaften/Körperschaften.

Wir bitten um die ausführliche Beantwortung der nachfolgenden Fragen.

1. In der Antwort zu Frage 1 erklärt die Behörde: „Stellt sich heraus, dass baurechtliche Vorschriften 
nicht eingehalten werden, entscheidet das zuständige Bezirksamt nach Maßgabe des Baurechts über ein 
Einschreiten gegenüber dem Schulträger“. Damit wurde die gestellte Frage nicht beantwortet. Darum 
fragen wir nochmals: Wann und in welchem Fall ist die Schulaufsicht in welchen katholischen Schulen 
des Bezirks seit 2010 bis heute auch praktisch aktiv geworden und mit welchen Ergebnissen?

2. Zu Frage 2 erklärt die Behörde, dass die Nachweise der staatlichen Finanzhilfen in den „regelmäßigen 
Jahresabschlüssen des Trägers für den Gesamtbetrieb“ bestehen. Ist es folgerichtig, dass die Behörde 
nicht darüber informiert ist, welcher Schulstandort welche staatliche Finanzhilfe wofür verwendet und 
dass die staatliche Überprüfung lediglich darin besteht, den jeweiligen Jahresabschluss des Gesamtbe-
triebes zur Kenntnis zu nehmen?

2.1. Die Behörde erklärt ferner, dass die Jahresabschlüsse bis einschließlich 2015 geprüft wurden, dass 
der für 2016 seit August 2017 vorliegt. Wann kann die Behörde Angaben zum Jahresabschluss 2016 ma-
chen?

3. Allein an der Katholischen Schule Neugraben besteht mittlerweile ein kurz- und mittelfristiger In-
standsetzungsbedarf in Höhe von 8,9 Millionen Euro. Darüber hinaus sind bauliche Erweiterungsmaß-
nahmen in Höhe von 17,5 Millionen Euro für einen langfristig nachhaltigen Betrieb erforderlich. Hat sich 
die Katholische Kirche nicht vertraglich verpflichtet, keinen Sanierungsstau entstehen zu lassen? Wie 
geht die FHH damit um?
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4. Im zwischen der Katholischen Kirche und der FHH am 10.06.2008 vereinbarten „Letter of Intent“ (Bür-
gerschaftsdrucksache 19/519) heißt es, dass vor dem historischen Hintergrund der Preußischen Grund-
schulen (hierzu gehören die Schulen Julius-Ludowieg-Straße 89 und Cuxhavener Straße 379/Scheide-
holzweg) ein Vertrag geschlossen werden soll, „der den Betrieb der Katholischen Schulen auf eine lang-
fristig sichere und wirtschaftliche Basis stellt“. Diesen Teil der Vereinbarung hat die Katholischen Kirche 
offensichtlich nicht eingehalten. Andererseits wurden die der FHH zur Prüfung vorgelegten Jahresab-
schlüsse „abgesegnet“. Wie lässt sich dem Außenstehenden erklären, dass die FHH den wirtschaftlichen 
Kollaps der Katholischen Kirche und die Nichteinhaltung der im Letter of Intent getroffenen Vereinba-
rungen hinnimmt?

5. Zu Frage 4.1. erklärt die Behörde: „Mit dem Katholischen Schulverband wurden im Jahr 2014 Gesprä-
che über einen möglichen Ankauf der Schule Cuxhavener Straße 379 geführt. Der Katholische Schulver-
band war damals nicht bereit, die Immobilie zu verkaufen.“ Welche konkreten Gründe hatte die FHH für 
einen Rückkauf der Immobilie? 

5.1. War bereits abzusehen, dass die Katholische Kirche finanzielle Schwierigkeiten oder sonstige Grün-
de hatte, den Standort zu halten und den vertraglich geregelten baulichen Zustand, der seitens der 
Schulleitung immer wieder angemahnt wurde, zu wahren?

5.2. Kam die Katholische Kirche ihren vereinbarten Kaufpreiszahlungen/Ratenzahlungen nicht oder nur 
mangelhaft nach?

5.3. Unter Angabe welcher Gründe lehnte die Katholische Kirche den Verkauf der Immobilie ab?

5.4. Ist die FHH nach wie vor am Erwerb dieses Standortes interessiert? Wenn ja, was wurde hierzu be-
reits getan? Wenn nein, warum nicht?

6. Der Schulstandort Cuxhavener Straße 379/Scheideholzweg, Flurstück 7735 der Gemarkung Fischbek 
ist ausgewiesen als „Fläche für Gemeinbedarf Schule“. Ist die Katholische Kirche also beim eventuellen 
Verkauf dieses Grundstückes an genannte Verfügungsbeschränkung gebunden? Wenn nein, warum 
nicht?

7. Bestehen vertragliche Regelungen, dass die FHH am Verkaufserlös der einst von ihr veräußerten Im-
mobilien an die Katholische Kirche beteiligt werden muss bzw. Vereinbarungen, die eine Veräußerung 
der Immobilien beschränkt/einschränkt?

7.1. Wenn nicht, warum wurden seinerzeit derart handelsübliche Vereinbarungen nicht getroffen?

8. Die Behörde erklärt in o.g. Drucksache zu 6., dass die Immobilien, die die Katholische Schule in der 
Barlachstraße nutzt, von der Katholischen Kirche gemietet bzw. gepachtet sind und der zuständigen 
Behörde hierzu keine Informationen vorliegen. Wie kann das sein, wenn die FHH hierfür aber nach § 6 
Abs. 2 Nr. 2 Hamburgisches Gesetz über Schulen in freier Trägerschaft (HmbSfTG) seinerzeit eine Ersatz-
schulgenehmigung unter Kenntnis sämtlicher Umstände, also Örtlichkeit, Miet-/Pachtvereinbarungen 
etc., erteilt hat?

9. Das Niels-Stensen- Gymnasium (NSG) erweiterte seine Kapazität durch einen Neubau mit Bezug im 
Jahr 2011 auf der ehemaligen Feuerwache (Hastedtstraße). Hierzu erklärt die Behörde für Schule und 
Berufsbildung in o.g. Drucksache, dass das erwähnte Teilgrundstück des Nils-Stensen-Gymnasiums mit 
seinen darauf befindlichen Liegenschaften dem Erzbistum Hamburg gehört und der Senat „zur Wahrung 
seiner Verhandlungsposition und der Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse seiner Vertragspartner in 
ständiger Praxis grundsätzlich davon absieht, Kaufpreise von Grundstücken zu veröffentlichen“. Wurde 
das Grundstück also nicht durch die FHH veräußert, wenn doch, warum wurde darüber nicht durch den 
Senat beschlossen?

10. Ging die Katholische Schule Harburg (KSH), die seit dem Jahr 1899 in der Julius-Ludowieg-Straße 
beheimatet ist, seinerzeit als Schenkung durch die FHH in das Eigentum der Katholischen Kirche über?

11. Existieren vertragliche Vereinbarungen und/oder Nebenabreden zwischen der Katholischen Kirche 
und der FHH über denen aus der Bürgerschaftsdrucksache 19/519 hinaus? Wenn ja, bitte konkret darle-
gen.
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